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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Bernhard Pohl, Alexander Muthmann, Prof. (Univ. 
Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gott-
stein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leo-
pold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. 
Michael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Keine Benachteiligung der bayerischen Kommu-
nen bei der Eingliederungshilfe 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf 
Bundesebene dafür einzusetzen, dass die vorge-
sehene Deckelung der Übernahme der Eingliede-
rungshilfekosten durch den Bund auf 5 Mrd. Euro 
ab 2018 gestrichen und die Verteilung bedarfsge-
recht nach den tatsächlichen Kosten der Einglie-
derungshilfe ausgestaltet wird. 

2. Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem zu-
ständigen Fachausschuss bis spätestens März 
2015 

a) über ihre Beteiligung und die bis dahin erziel-
ten Ergebnisse bei der „Arbeitsgruppe Bun-
desteilhabegesetz“ auf Bundesebene, 

b) darüber, wie die finanzielle Entlastung der 
bayerischen Kommunen auf Landesebene 
konkret ausgestaltet werden soll, 

zu berichten. 

Begründung: 

Zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention ist 
dringend der baldige Beschluss eines Bundesteilha-
begesetzes erforderlich. 

Dabei müssen die Bezirke nach den tatsächlichen 
Kosten der Eingliederungshilfe ohne Deckelung ent-
lastet werden. Daher darf weder bei der „Vorab-Milli-
arde“ 2015 bis 2017 noch bei der voraussichtlich ab 
2018 geltenden Regelung eine Verteilung durch eine 
Erhöhung der gemeindlichen Umsatzsteuerbeteiligung 
oder durch eine Entlastung bei den Kosten für Unter-
kunft und Heizung nach dem SGB II erfolgen, wie es 
im entsprechenden Gesetzentwurf vorgesehen ist. Die 
bayerischen Kommunen würden dadurch erheblich 
weniger Geld erhalten, als wenn die tatsächlichen 
Kosten der Verteilung zugrunde gelegt werden. 

Zudem müssten sich die Bezirke die für die Eingliede-
rungshilfe notwendigen Mittel weiterhin über eine ho-
he Bezirksumlage bei den Kommunen beschaffen. 
Durch den stetigen Anstieg der Kosten für die Einglie-
derungshilfe würden die Kommunen insbesondere bei 
einer Beibehaltung der Deckelung auf 5 Mrd. Euro fi-
nanziell ausgesaugt. 


